Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache YI/2725 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schröder (Düsseldorf), 

Frau Dr. Wolf, Mattick, Dr. Meinecke (Hamburg), 
Borm, Freiherr von Kühlmann-Stumm und Genossen 


betr. die Situation der ostpakistanischen Flüchtlinge 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland ist dem in- 
dischen und dem pakistanischen Volk freundschaftlich verbun- 
den und wünscht die Aufrechterhaltung dieser guten Beziehun- 
gen. Parlament und Öffentlichkeit sind aber in steigendem 
Maße besorgt, daß in Anbetracht des nicht nachlassenden Flücht- 
lingsslroms von Ostpakistan nach Indien die politische Sicher- 
heit in diesem Raum zunehmend gefährdet wird. Zusätzliche 
Sorgen bereitet die Tatsache, daß selbst bei großzügiger huma- 
nitärer Hilfe zugunsten der Flüchtlinge die indische Regierung 
das Flüchtlingsproblem auf die Dauer nicht wird bewältigen 
können und somit ein Spannungszustand bleibt, der leicht zu 
einer größeren Katastrophe führen kann. Den Flüchtlingen 
sollten daher hinreichende Möglichkeiten zur Rückkehr eröffnet 
und Garantien gegeben werden, die ihnen ein Leben nach den 
Grundsätzen der Menschenrechte gestatten. Die Rückführung 
der Flüchtlinge sollte gegebenenfalls unter Beobachtung durch 
Beauftragte der Vereinten Nationen stattfinden. Schließlich 
sollten Beauftragte der Vereinten Nationen die Bereitschaft der 
Beteiligten zu einer politischen Lösung des Konflikts erkunden 
und bei politischen Lösungen mitwirken. 

In Anbetracht dieser Situation bitten wir die Bundesregierung, 

1. bei den Regierungen der mit der Bundesrepublik Deutsch- 
land befreundeten Nationen dahin gehend zu wirken, daß 
diese in den Vereinten Nationen initiativ werden für die 
Erarbeitung von politischen Lösungen zur Beendigung des 
Konflikts; 
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2. in internationalen Organisationen, in denen die Bundes- 
republik Deutschland Mitglied ist, auf Maßnahmen zu drän- 
gen, die den Flüchtlingen erträgliche Lebensbedingungen 
schaffen; 

3. sich um eine bessere Koordinierung der humanitären Hilfs- 
maßnahmen auf internationaler Ebene zu bemühen; 

4. Rahmen und Ausmaß ihrer humanitären Hilfe in Anbetracht 
des Umfangs der Katastrophe zu überdenken und eventuell 
sich gemeinsam mit den der Bundesrepublik befreundeten 
Mächten zu weiteren humanitären Maßnahmen zu entschlie- 
ßen. 


Bonn, den 18. Oktober 1971 
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